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MehrarbeitDie EU

steuerlich belohnen

Derzeit laufen die Beratungen zwischen ordnet werden. Ridders beruft sich dabei orientieren. Wichtig ist eine maximale Har- Unternehmen gar nicht möglich. Der büro-
V O N W O L F G A N G K U R E K

„Arbeit muss sich wieder lohnen“ – zu
diesem bekannten Slogan, mit dem bei-
spielsweise die FDP im Bundestagswahl-
kampf 2009 antrat, passt auch die Initia-
tive des stellvertretenden Bundesvorsit-
zenden der CDU, Carsten Linnemann, zur
steuerlichen Belohnung von Mehrarbeit.
Nach seinen Vorstellungen sollte derjeni-
ge, der mehr als 40 Wochenstunden arbei-
tet, keine zusätzlichen Steuern, sondern
nur noch die anfallenden Sozialabgaben
entrichten. Vor dem Hintergrund der
These, wonach viele Arbeitnehmer gerne
länger als 40 Stunden pro Woche arbeiten
würden, argumentiert Linnemann, dass
von einer entsprechenden Steuerbefreiung
alle etwas hätten: der Erwerbstätige mehr
Netto vom Brutto, die vom Arbeitskräfte-
mangel betroffenen Unternehmen mehr
Arbeitskraft, und der Staat würde von
einer höheren Wertschöpfung profitieren.
Und in der Tat: Der Linnemann-Vorschlag
hat Substanz. Er entspricht einerseits dem
Prinzip der Leistungsgerechtigkeit und
sichert andererseits das Gemeinwohl.
Nicht zuletzt dient Arbeit aus sozialethi-
scher Sicht der Selbstverwirklichung des
Menschen, für die sich somit neue Chan-
cen ergeben.
Hier werden dann aber auch die Grenzen
der Initiative sichtbar. Wenn Arbeit
Selbstverwirklichung bedeutet, ihr etwas
Sinnstiftendes immanent ist und sie sich
am arbeitenden Subjekt orientiert, hat sie
einen ethischen Wert, der nicht aus-
schließlich am Einkommen bemessen
werden kann.
Durch die steuerliche Begünstigung von
Mehrarbeit droht dieser Aspekt aus dem
Blick zu geraten, wenn der Einzelne im
Streben nach materieller Besserstellung zu
Arbeitszeiten neigt, die an Selbstausbeu-
tung grenzen. Ferner bleiben Menschen
unberücksichtigt, die den Sinn ihres Tuns
außerhalb der Erwerbsarbeit, zum Beispiel
in der Pflege alter, kranker, hilfsbedürfti-
ger Angehöriger sehen und für die eine
Wochenarbeitszeit von mehr als 40 Stun-
den längst zur Normalität gehört.
Und nicht zuletzt sei darauf verwiesen,
dass viele Arbeitnehmer zu Niedriglöhnen
oder unter prekären Bedingungen beschäf-
tigt sind und kaum wissen, wie sie über die
Runden kommen sollen.
Hier käme es zunächst darauf an, durch
gerechte Löhne und faire Arbeitsbedin-
gungen für einen halbwegs sicheren Le-
bensstandard zu sorgen. Dabei sollte vor
allem auch der schulischen beziehungs-
weise beruflichen Bildung ein hohes Ge-
wicht gegeben werden, da sie die Grund-
lage für ein gelingendes und materiell ge-
sichertes Leben ist.
Fazit: Die Nichtbesteuerung von Mehr-
arbeit ist ein Baustein zur Stärkung des
Gemeinwohls. Sie richtet sich primär an
fest im Arbeitsmarkt integrierte Arbeit-
nehmer, die mit angemessenem Engage-
ment den eigenen wie auch den gesell-
schaftlichen Wohlstand mehren wollen.
Wichtig wären nun weitere Maßnahmen,
die andere Gruppen – wie sozial Rand-
ständige – zur gesellschaftlichen Teilhabe
befähigen und den Steuerbonus sinnvoll
ergänzen.
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D
ie Forderung nach einem euro-
päischen Lieferkettengesetz ist
nicht neu. Die EU-Kommission
hat im Februar 2022 einen Vor-

schlag für eine Richtlinie zu Nachhaltig-
keitspflichten von Unternehmen vorgelegt.

christlichen Perspektiven. Es sei eine ge-
sellschaftliche Verantwortung, faire
Arbeitsbedingungen entlang der gesamten
Lieferkette sicherzustellen. Der Schutz von
Arbeitnehmerrechten und Umweltstan-
dards solle keinem Profitdenken unterge-

nehmen“, ergänzt Gerstein. Für diese seien
die umfangreichen Berichtspflichten eine
immense bürokratische und finanzielle Be-
lastung. „Das europäische Lieferkettenge-
setz sollte sich am deutschen Lieferketten-
gesetz und dessen Anwendungsbereich

Viele der Länder, zu denen es wirtschaft-
liche Beziehungen gebe, seien in der Hand
von korrupten Eliten, aber nicht alle dorti-
gen Unternehmen seien korrupt. Eine
Überprüfung der tatsächlichen Lage ent-
lang der gesamten Lieferkette sei für viele
soll endlich liefern
Christliche und auch andere religiöse Organisationen mahnen ethische Maßstäbe für ein neues europäisches
Lieferkettengesetz an. Mittelständische Unternehmen zeigen sich skeptisch V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T
den unterschiedlichen Institutionen, die bis
zum Ende des Jahres zur Verabschiedung
eines EU-Lieferkettengesetzes führen sol-
len. Jetzt haben 151 Vertreterinnen und
Vertreter unterschiedlicher Glaubensge-
meinschaften und Kirchen aus Afrika,
Lateinamerika, Asien und Europa die Euro-
päische Union aufgefordert, ein Lieferket-
tengesetz zu verabschieden, das Menschen-
rechte, Umwelt und Klima in den Geschäf-
ten von Unternehmen wirksam schützt.
„Die Ausbeutung von Menschen und Natur
in der globalisierten Wirtschaft muss been-
det werden. Durch ein wirksames Lieferket-
tengesetz kann die Europäische Union
weltweit ein starkes Zeichen setzen“, erklä-
ren der Freiburger Erzbischof Stephan Bur-
ger, einer der deutschen Unterzeichner der
Erklärung und Pirmin Spiegel, Misereor-
Hauptgeschäftsführer.

Beide kritisieren unverantwortliche Ge-
schäftspraktiken von Unternehmen. Lü-
ckenhafte Gesetze und praktische Hürden
verhinderten bislang, dass Betroffene und
Hinterbliebene die verantwortlichen
Unternehmen zur Rechenschaft ziehen und
Schadensersatz einklagen könnten. „Das
neue EU-Lieferkettengesetz muss diese
Hürden beseitigen und den Zugang zu
Recht für die betroffenen Menschen maß-
geblich erleichtern", erklärt Primin Spiegel.
„Wir erwarten von der Bundesregierung,
dass sie sich für ein Gesetz ohne Schlupflö-
cher einsetzt.“

Josef Ridders, der Vorsitzende des Bun-
desverbandes der Katholiken in Wirtschaft
und Verwaltung (KKV) betont gegenüber
der Tagespost die Notwendigkeit eines sol-
chen Gesetzes aus wirtschaftlichen und
auf die Katholische Soziallehre, die Solida-
rität und Gerechtigkeit als grundlegende
Prinzipien sehe. „Die Katholische Sozial-
lehre lehrt uns, dass wir alle Teil einer Ge-
meinschaft sind und daher für das Wohl al-
ler verantwortlich sind“, betont Ridders.
„Wir müssen unsere natürlichen Ressour-
cen schützen und gerecht verteilen. Ein
europäisches Lieferkettengesetz kann dazu
einen wichtigen Beitrag leisten“, ergänzt
der KKV-Vorsitzende.

Handelsverband warnt vor
Folgen für den Mittelstand
Anders als der KKV warnt der Handelsver-
band Deutschland (HDE) vor einer Über-
forderung des Mittelstands durch die vorge-
sehene Lieferkettenregulierung. Der Kom-
promiss schaffe einen spürbaren Wettbe-
werbsnachteil für deutsche und europäi-
sche Unternehmen gegenüber Unterneh-
men aus Drittländern.

„Die Chance eines europäischen Liefer-
kettengesetzes lag darin, gleiche Wettbe-
werbsbedingungen auf dem europäischen
Binnenmarkt zu schaffen. Doch die geplan-
ten Regulierungen gehen auf Kosten deut-
scher und europäischer Unternehmen, ganz
besonders kleiner Unternehmen“, betont
Antje Gerstein, HDE-Geschäftsführerin
Europapolitik und Nachhaltigkeit. Durch
das geplante EU-Lieferkettengesetz wür-
den Unternehmen zusätzlichen Vorgaben
ausgesetzt, die weit über die Anforderungen
des in Deutschland geltenden Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetzes hinausgingen.
„Das EU-Lieferkettengesetz überfordert
insbesondere kleine und mittlere Unter-
monisierung, um gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen zu schaffen“, so Gerstein. Die
zusätzliche zivilrechtliche Haftung müsse
gestrichen werden. „Händlerinnen und
Händler sollten in ihren Bemühungen um
nachhaltige Lieferketten unterstützt und
nicht zusätzlich belastet werden.“

BKU: Unternehmen fühlen
sich überfordert
Der Vorsitzende des Bundes Katholischer
Unternehmer (BKU), Ulrich Hemel, be-
grüßt im Gespräch mit der „Tagespost“ die
Wiederbelebung werteorientierter Verhal-
tensweisen in Gesellschaft und Politik. In-
soweit sei auch das Anliegen des Lieferket-
tengesetzes, Menschenrechtswerte interna-
tional um- und durchzusetzen, wichtig und
gut. Kritisch hingegen werde es dann, wenn
der eine dem anderen seine eigenen Werte
und seine eigene Interpretation der Werte
aufdrängen wolle. „Deshalb müssen wir
hier eine sehr feine Grenzlinie betrachten
zwischen dem sinnvollen Eintreten für
unsere eigenen Werte gegenüber anderen
im globalen Süden, die womöglich aus
unterschiedlichen Traditionen kommen, ob
die uns passen oder nicht“, erläutert Hemel.
Diese Abwägung fehle weitgehend im deut-
schen, aber auch im geplanten europäi-
schen Lieferkettengesetz. Deshalb seien die
Stimmen aus der Wirtschaft insgesamt zu-
rückhaltend bis kritisch. „Aber nicht deswe-
gen, weil Unternehmen grundsätzlich ein
Interesse an Ausbeutung von Mensch und
Natur hätten, sondern weil Unternehmen
sich hier überfordert fühlen“, stellt der
BKU-Vorsitzende klar.
kratische Aufwand sei ein Thema, das viel-
fach unterschätzt werde. Schon die Art und
Weise, wie das Lieferkettengesetz in
Deutschland umgesetzt werde, sei hanebü-
chen. Dort habe es für die Unternehmen
einen Fragebogen mit mehr als 400 Fragen
gegeben. Das habe einen enormen Zeit- und
Kostenaufwand mit sich gebracht. „Die
Kosten kann ein Konzern sich gut leisten,
ein kleines Unternehmen tatsächlich nicht.“
Darüber hinaus seien die Lieferketten zu-
meist hoch komplex. Die Lieferkette fasere
sehr schnell aus in Hunderte und Tausende
von Produkten und Zulieferprodukten. Es
sei daher schon praktisch nahezu unmög-
lich, sie in der Tiefe nachzuverfolgen. Inso-
weit fehle dem Gesetzzentwurf Realismus
mit Blick auf die wirtschaftliche Realität.

Hemel begrüßt die Regelung, dass sich
Betroffene vor Gerichten von Nichtregie-
rungsorganisationen und Gewerkschaften
vertreten lassen und sie zur Prozessführung
ermächtigen können. „Da wird auch kein
Unternehmen etwas dagegen sagen. Ich
kenne keine Unternehmer, die ein Interesse
an der Ausbeutung von Mensch und Natur
haben.“ Insoweit sei das Bild des Unterneh-
mers oftmals in der Öffentlichkeit in vieler-
lei Hinsicht verzerrt. Insgesamt verfolge
das Gesetz sicher eine gute Absicht, die an-
dere Seite seien aber eben die die Auswir-
kungen. Insoweit würden auch Befürchtun-
gen von Vertretern aus dem globalen Süden
laut, dass ein EU-Lieferkettengesetz Di-
rektinvestitionen in ihre Länder eher ver-
hindere, weil Unternehmen allein schon die
Möglichkeit eines Shitstorms zu Hause
fürchten müssten, selbst dann, wenn an
möglichen Vorwürfen nichts dran sei.


